
berliner Filiale des Kaiser-Ministeriums, Dr. Karl 
Magen, gehalten, die den Anwesenden auch die ent
sprechenden Richtlinien vermittelten. Dasselbe wurde 
Silgradt im Dezember 1953 auch von dem Leiter der 
„Deutschen Liga für Menschenrechte“, Götze, mitge
teilt, der in diesem Zusammenhang noch erklärte, daß 
alle Organisationen, die sich mit der „Ogtarbeit“ be
schäftigen, finanzielle Zuschüsse vom Kaiser-Mini
sterium erhalten.

Auf einer im Jahre 1952 in Gießen von dem Leiter 
der Zentrale des Hilfsdienstes Ost der FDP, Naase, 
einem aus Thüringen im Jahre 1950 geflüchteten 
Bürgermeister, der zugleich Verbindungsmann zum 
Kaiser-Ministerium und zum Bundesministerium für 
Vertriebene ist, einberufenen Tagung wurde von 
diesem auf Weisung des Kaiser-Ministeriums be
kanntgegeben, daß die „Ostarbeit“ der einzelnen Ost
büros und die der anderen Organisationen koordiniert 
worden sei. Die Leiter der in Gießen, Uelzen und West
berlin bestehenden Außenstellen der FDP — in West
berlin als Ostbüro der FDP bekannt —, mit der 
Nebenstelle Kaiserdamm und dem Informationsbüro 
in Berlin-Charlottenburg, erhielten von Naase den 
Auftrag, die Hetz- und Spionagetätigkeit gegen die 
Deutsche Demokratische Republik entschieden zu 
aktivieren und konzentrierter durchzuführen; ferner 
ordnete er an, das in der Deutschen Demokratischen 
Republik bestehende Agentennetz zu vergrößern. Er 
erklärte hierzu, daß die Wiedervereinigung Deutsch
lands nur durch einen organisierten Putsch und durch 
äußere Machteinwirkung auf die Deutsche Demo
kratische Republik von seiten der Bundesregierung in 
Verbindung mit den Westmächten erfolgen könne und 
jede Möglichkeit einer Verständigung zwischen Ost und 
West ausgeschlossen sei. Diesem Zweck diene die ver
stärkte Vorantreibung der Ostarbeit der FDP, wo
durch zugleich auch erreicht werden solle, daß die 
Partei nach dem Tage X eine der dominierenden Par
teien in Deutschland werde. Es sei auch erforderlich, 
die Agenten in der Deutschen Demokratischen Republik 
intensiv für die Verbreitung von Zweckgerüchten an
zuleiten, um dadurch die Bevölkerung aufzuputschen, 
Panikstimmung auszulösen und das Vertrauen der 
Bevölkerung zur Regierung der Deutschen Demokrati
schen Republik zu untergraben. Die Agenten seien in 
der Deutschen Demokratischen Republik auch anzu
weisen, eine Spaltung der LDP herbeizuführen. Als be
sonderer Schwerpunkt der Spionage wurden von Naase 
Berichte aus den wichtigsten volkseigenen Betrieben 
aller Wirtschaftszweige, vorwiegend über Engpässe in 
der Produktion, des Materials und von Rohstoffen, 
sowie Informationen über den Innen- und Außen
handel, über Versorgungsschwierigkeiten und über -die 
Stimmung der Bevölkerung in der Deutschen Demo
kratischen Republik gefordert. Auf einer gleichfalls im 
April 1952 abgehaltenen Sitzung des „Beirates der LDP 
beim Bundesvorstand der FDP“, an der die Vertreter 
der FDP im Forschungsbeirat teilnahmen, wurde 
außer den im Forschungsbeirat zu behandelnden 
Fragen der Reprivatisierung der volkseigenen Wirt
schaft die Aufstellung einer Ostkartei beschlossen. In 
dieser sollten alle im westlichen Sinne „zuverlässigen“ 
republikflüchtigen Personen und in der Deutschen 
Demokratischen Republik wohnenden Personen, ins
besondere aus der LDP, erfaßt werden, die am Tage X 
als Treuhänder für volkseigene Betriebe und für ent
scheidende Funktionen in der Wirtschaft und Verwal
tung Verwendung finden sollten. Ein Bestandteil dieser 
Ostkartei sollte eine umfassende Warnkartei sein, in 
der fortschrittliche Bürger der Deutschen Demokrati
schen Republik aufgeführt werden sollten. Vor diesen 
Personen sollte die Öffentlichkeit als sog. „Spitzel“ ge
warnt werden. Nach dem Gelingen des Tages X sollten 
sie zur Rechenschaft gezogen werden. Außerdem sollte 
durch die westberliner und westdeutschen Sender eine 
breite Hetzkampagne entfaltet werden. Im Zusammen
hang mit der Behandlung der von der Sowjetunion an 
die Westmächte gerichteten Note über die friedliche 
Regelung der Deutschlandfrage wurde beschlossen, 
gegen diesen Vorschlag und gegen jede Anbahnung 
eines Ost-Westgespräches, wie es von der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik vorgeschlagen 
worden war, aufzutreten. Der im Ostbüro der FDP in 
Berlin hauptamtlich angestellte Angeklagte Füldner 
wurde im Mai 1953 angewiesen, die propagandistische

Vorbereitung für den Tag X in verstärktem Maße 
voranzutreiben, da das Büro für die Aktionen zum 
Tage X verantwortlich gemacht worden sei. Dabei 
wurde ihm die Arbeitsweise des Ostbüros der SPD 
als Vorbild hingestellt. Entsprechend diesen Anweisun
gen wurde in verstärktem Maße die Hetz- und Spio
nagetätigkeit sowie die Erweiterung des Agentennetzes 
in der Deutschen Demokratischen Republik aus der 
LDP betrieben und die geforderte Ostkartei be
schleunigt angelegt.

Anfang Mai 1953 begann das Ostbüro der FDP mit 
der Durchführung von „Ballonaktionen“ in Berlin, der 
Verbreitung von Hetzmaterialien durch Luftballons. 
Das Hetzmaterial wurde teilweise vom westberliner 
Bundesamt für gesamtdeutsche Fragen zur Verfügung 
gestellt. Das Ostbüro der FDP stand in enger Zu
sammenarbeit mit den Ostbüros der CDU und SPD, 
ferner mit der KgU, dem UFJ und der VPO in der 
Form, daß Informationen über republikflüchtige Per
sonen eingeholt und ausgetauscht wurden. Außerdem 
wurde eine enge Verbindung mit dem amerikanischen 
Hetzsender Rias und dem NWDR gehalten, über die 
der Leiter des Ostbüros der FDP, Bach, ein ehemaliger 
Abwehroffizier im Reichskriegsministerium unter 
Canaris, verschiedene Hetzkommentare gegen die 
Deutsche Demokratische Republik sprach.

Die gesammelten Spionageinformationen, die sich auf 
alle Gebiete des gesellschaftlichen Lebens einschließ
lich der militärischen Spionage erstreckten, wurden 
über das Informationsbüro dem Leiter der Außen
stelle in Bonn zur Weitergabe an das Kaiser-Mini
sterium und an den Vorsitzenden des Landesverbandes 
der FDP in Berlin, Schwennicke, übersandt.

In gleicher Weise wie beim Ostbüro der FDP 
wurden die unmittelbaren Vorbereitungen für den 
Tag X auch bei den anderen Agenturen durchgeführt. 
Die VPO, deren Gründung durch die Ostbüros der 
CDU und FDP erfolgte, wird von einem Agenten des 
amerikanischen Geheimdienstes geleitet. Der erste 
Vorsitzende dieser Organisation ist der Leiter des 
Ostbüros der CDU, der zugleich Herausgeber einer in 
seinem eigenen Verlag gedruckten Zeitschrift, des 
Blattes der „Exil-CDU“, ist. Die Aufgabe der VPO 
besteht in der Anwerbung von aus der Deutschen 
Demokratischen Republik geflüchteten Personen zur 
Agententätigkeit für das Kaiser-Ministerium in Bonn, 
für den Bundesvorstand der CDU in Bonn und für den 
amerikanischen Geheimdienst, ferner in der Ein
holung von Charakteristiken über verantwortliche 
Funktionäre in der Deutschen Demokratischen Repu
blik, die in einer Warnkartei ausgewertet, für sog. 
Warnsendungen des Hetzsenders Rias und für Ver
leumdungen in Hetzflugblättern und Broschüren ver
wendet werden. Außerdem -befaßte sich die VPO mit 
der Durchführung von Terroraktionen gegen Ange
hörige befreundeter Staaten der Deutschen Demo
kratischen Republik.

Die „Deutsche Liga für Menschenrechte“ wurde von 
dem Generalsekretär Alfred Götze, einem ehemaligen 
Angehörigen des faschistischen Sicherheitsdienstes im 
Range eines Obersturmbannführers, und dessen eng
stem Mitarbeiter, der während des faschistischen 
Krieges Nachrichtenoffizier war, geleitet. Beide waren 
außerdem für den französischen Geheimdienst tätig. 
Unter der Tarnung des Einsatzes für die Menschen
rechte und der Flüchtlingsbetreuung betrieb die 
Berliner Dienststelle der „Liga“ Spionage- und Zer
setzungsarbeit gegen die Deutsche Demokratische 
Republik. Aus seiner Mitarbeit in der „Liga“ ist dem 
Angeklagten Silgradt bekannt, daß die Organisation 
vom Kaiser-Ministerium, dem DGB und westdeutschen 
Industrieverbänden finanziert wird und ebenso wie 
andere Organisationen vom Kaiser-Ministerium für die 
sog. Ostarbeit angeleitet wird. Die „Liga“ verfügt über 
ein weit verzweigtes Netz von Agenten in der Deut
schen Demokratischen Republik. Das Material für die 
Hetzpropaganda erhält die „Liga“ vom Kaiser-Mini
sterium und von anderen westberliner Zentralen.

Nachdem in konzentrierter Art und in Form einer 
Verschwörung der Tag X vor dem 17. Juni 1953 von 
allen verbrecherischen Organisationen unter Leitung 
des Kaiser-Ministeriums durch verstärkte Zersetzungs
arbeit, insbesondere durch die Ausdehnung der 
Spionagetätigkeit sowie durch die Schaffung eines weit
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